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Vorwort 

Die Arbeit wurde im Sommersemester 1998 von der Juristischen Fakultät der 
Humboldt-Universität zu Berlin als Dissertation angenommen. Sie hatte zu diesem 
Zeitpunkt den Höhepunkt ihrer Aktualität bereits überschritten: Durch Gesetz vom 
16. Dezember 1997 wurde das Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz mit Wir-
kung zum 1. Juli 1998 geändert. Eine größere Reform des Staatsangehörigkeits-
rechts steht - trotz vieler Streitpunkte - bevor. Daß die Arbeit wegen Änderungen 
der Rechtsmaterie sehr bald eine rechtshistorische Komponente „gewinnen" wür-
de, war von Anfang an klar. Dies ist der Preis, der zu zahlen ist, wenn über ein 
aktuelles Thema geschrieben wird. 

Die Arbeit wird durch die künftigen Worte des Gesetzgebers nicht zur Maku-
latur. Die Grundaussagen zur Einbürgerungspraxis werden in ähnlicher Weise für 
ein geändertes Einbürgerungsrecht gelten. Die Ergebnisse über lokale Gerechtig-
keit als allgemeines Phänomen der Rechtsanwendung werden von den Gesetzes-
reformen überhaupt nicht betroffen:  Aufgabe der Arbeit war es, die Theorie über 
lokale Gerechtigkeit auf das Einbürgerungsrecht als Beispiel anzuwenden. Je mehr 
sich das Beispiel selbst wandelt, desto stärker tritt das Beispielhafte in den Vorder-
grund. 

Mein verehrter Lehrer Herr Prof.  Dr. Thomas Raiser hat mich bei der Themen-
suche und an entscheidenden Punkten der Arbeit intensiv betreut. Er hat es dabei 
stets verstanden, die notwendige Reduktion des komplexen Stoffes  vorzuzeichnen, 
und doch zugleich die Fragestellung offen  zu lassen. Auf diese Weise entstand eine 
freie und anregende, besonnene und zielbewußte Arbeitsatmosphäre. Diese Be-
schreibung einer prägenden Zeit soll die große Dankbarkeit ausdrücken, die ich 
ihm gegenüber dafür empfinde. 

Aufrichtig danke ich Herrn Prof.  Dr. Gunnar Folke Schuppert, der mich durch 
die beflügelte Erstellung des Zweitgutachtens sehr ehrte und dadurch mein Dasein 
als postgraduierter Unpromovierter verkürzte. 

Bei der Berliner Senatsverwaltung für Inneres durfte ich die sogenannten Staats-
angehörigkeitsreferentenprotokolle  einsehen. Die Protokolle erwiesen sich wegen 
ihres hohen Niveaus an sachlicher Kompetenz und Umsichtigkeit als geeignetes 
Material für meine Arbeit. Herrn Senatsrat a. D. Gunter Britz danke ich für sein 
großes Verständnis für mein wissenschaftliches Vorhaben. Herrn Amtsrat Ralf Te-
chert danke ich für seine ständige Bereitschaft,  mich engagiert über die Berliner 
Einbürgerungspraxis aufzuklären. 
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Den Herren Prof.  Dr. Claus Offe und Dr. Volker H. Schmidt danke ich für die 
weiterführenden Gespräche über lokale Gerechtigkeit. 

Besonderen Dank schulde ich Frau Maria Kersten und Herrn Andreas Baudisch 
vom Rechenzentrum der Humboldt-Universität. Sie haben mir beim Komputieren 
der statistischen Daten und bei den Graphiken unschätzbare Hilfe geleistet. 

Den Herren Dr. Martin Hensche, Fabian von Lindeiner und Fabian Löwenberg 
bin ich - mehr noch als zuvor - verbunden für ihre hilfreichen Anregungen. Al l 
jene dagegen, die die Fertigstellung der Arbeit behinderten, sollen unerwähnt blei-
ben. 

Dankbar bin ich abschließend den Mitarbeitern im Verlagshaus Duncker & 
Humblot, die die letzte sorgfältige Hand ans Werk legten. 

Die Juristische Fakultät der Humboldt-Universität zu Berlin verlieh mir den 
Zweiten Promotionspreis der Bibliotheksgesellschaft Freunde der Juristischen 
Fakultät der Humboldt-Universität zu Berlin e.V. 1999. 

Für diese besondere Ehrung möchte ich mich an dieser Stelle noch einmal ganz 
herzlich bedanken. 

Meine Eltern Frau Gisela Ida Bultmann und Herr Dr. Hans-Gerd Bultmann bie-
ten mir einen stetigen liebevollen Rückhalt. Ihnen verdanke ich auch meine drei 
Schwestern Etta, Ulrike und Christine. Meinen Eltern und meinen Schwestern 
widme ich diese Arbeit. 

Berlin, im Frühjahr 1999 Peter  Friedrich  Bultmann 
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Α. Einleitung 

Die Untersuchung verfolgt zwei sich überschneidende Ziele: Sie soll erstens die 
unterschiedliche Einbürgerungspraxis in den Bundesländern erläutern und erklä-
ren. Sie soll zweitens am Beispiel des Einbürgerungsrechts die soziologische 
Theorie über lokale Gerechtigkeit auf die Rechtsanwendung übertragen. 

1. Es wird vermutet,1 und es ist teilweise belegt,2 daß die Einbürgerunsgsquoten 
in den Bundesländern trotz gleicher Rechtsgrundlagen unterschiedlich sind. Diese 
Unterschiede werden untersucht und anhand der Theorie über lokale Gerechtigkeit 
beschrieben und erklärt. Der Begriff  lokale Gerechtigkeit besagt, daß gleiche Güter 
von verschiedenen Verteilern auf unterschiedliche Weise verteilt werden. Diese 
Theorie zur Verteilungsgerechtigkeit wurde bislang auf weitgehend gesetzesfreie 
Verteilungskontexte angewendet. Im durchnormierten Verwaltungsrecht sind die 
Möglichkeiten der Verteiler, unterschiedliche Verteilungsverfahren  und -kriterien 
anzuwenden, regelmäßig eingeschränkt. Das Verwaltungshandeln ist wegen der 
Gesetzesbindung verbindlich vorgeschrieben. Übertragen auf das Recht bedeutet 
lokale Gerechtigkeit, daß gleiche Rechtsvorschriften  von verschiedenen Anwen-
dern unterschiedlich verwirklicht werden. Legal ist das nur möglich bei unbe-
stimmten Rechtsbegriffen  und Ermessensvorschriften,  die den Anwendern einen 
Entscheidungsspielraum belassen. Das Einbürgerungsrecht enthält eine Fülle der-
artiger Rechtsvorschriften.  Die Arbeit wird zeigen, daß die jeweilige Einbürge-
rungspraxis der Länder auf einer abweichenden Anwendung des Einbürgerungs-
rechts beruht. Diese Unterschiede in der Rechtsanwendung werden als divergieren-
de Auffassungen  über eine angemessene und gerechte Einbürgerungsregelung ge-
deutet. 

Die Staatsbürgerschaft  wird weniger als Rechtsstatus, sondern eher als soziales 
Gut begriffen,  an das sich Fragen der Verteilungsgerechtigkeit knüpfen.3 Die Zu-
teilung von Staatsangehörigkeiten soll nicht lediglich aus juristischer Sicht als Fra-
ge von Einbürgerungsvoraussetzungen und Einbürgerungsansprüchen betrachtet 
werden.4 Die Rechtsvorschriften  werden außerdem einer gerechtigkeitstheoreti-
schen Analyse aus soziologischer Perspektive unterzogen. Weiterhin erfolgt  an-

1 Brubaker (1989a), S. 1 12. 
2 Hailbronner (1992), S. 11, Fn. 4 stellt fest, daß die Einbürgerungszahlen in den Ländern 

eine steigende Tendenz haben, hierbei zwischen den einzelnen Ländern jedoch Unterschiede 
bestehen und benennt als Beispiele Bayern und Berlin. 

3 Zur Staatsbürgerschaft  als sozialem Gut vgl. Bauböck (1993), S. 39. 
4 Zur rechtlichen Dimension der Güterverteilung ζ. B. Kloepfer/Reinert  (1995a), S.47 ff.; 

Berg (1976), S. 1 ff.,  insbesondere S. 22 ff.,  Tomuschat (1973), S. 433 ff. 
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hand von verwaltungsinternen Materialien eine quantitative und qualitative Unter-
suchung über das Verständnis des Einbürgerungsrechts in den Ländern.5 

2. Zur Gliederung der Arbeit: Im Kapitel B. wird die empirische Theorie über 
lokale Gerechtigkeit ausführlich dargestellt. Das Kapitel C. besteht aus zwei Tei-
len: Zunächst werden die verschiedenen Einbürgerungsvoraussetzungen aus juristi-
scher und gerechtigkeitstheoretischer Sicht beschrieben. Das Einbürgerungsrecht 
wird als ein bestimmtes Muster der Verteilungsgerechtigkeit charakterisiert. Im 
Anschluß daran wird gefragt,  ob es trotz der bindenden rechtlichen Vorgaben ver-
schiedene „lokale Gerechtigkeiten"6 geben kann. Diese Ausgangsfrage findet im 
zweiten Teil dieses Kapitels eine erste empirische Antwort, indem die Statistiken 
für Ermessenseinbürgerungen zwischen den Bundesländern verglichen werden. Es 
wird sich zeigen, daß die Einbürgerungsquoten von verschiedenen Ländern signifi-
kant divergieren. Diese Unterschiede sind das empirisch zu klärende „Problem", 
das Explanandum der Arbeit. Es wird die Hypothese formuliert,  daß die Unter-
schiede in der Einbürgerungsstatistik auf einer unterschiedlichen Rechtsanwen-
dung beruhen. Im Kapitel D. wird die methodische Herangehensweise erläutert, 
mittels derer diese Hypothese überprüft  werden soll. Es enthält eine Inhaltsanalyse 
von vertraulichen Materialien der Staatsangehörigkeitsreferate  der Länder. Im Ka-
pitel E. werden die Ergebnisse dieser Inhaltsanalyse vorgestellt und interpretiert. 
Die Interpretation bedient sich wiederum der theoretischen Begrifflichkeit  über lo-
kalen Gerechtigkeit. Die Unterschiede in der Einbürgerungspraxis werden als loka-
le Gerechtigkeiten begriffen.  Im fünften  und letzten Kapitel F. werden die Ergeb-
nisse zusammengefaßt und in einen größeren Zusammenhang gestellt. Eine Ge-
rechtigkeit, die in ihrer Geltung durch Flüsse oder Bergkämme begrenzt wird, be-
zeichnet Blaise Pascal als „spaßig". Ist lokale Gerechtigkeit rechtmäßig? Ist sie 
gerecht? 

5 Eine vergleichbare Studie findet sich - soweit ersichtlich - nur zur Verteilung von Sozial-
wohnungen, vgl. Winter/Winter von Gregory (1983). Allerdings greifen auch Kloepfer/ 
Reinert (1995a), S. 47 ff.,  insbesondere S. 63 f. einen Aspekt von lokaler Gerechtigkeit auf, 
wenn sie fur verschiedene knappe Güter (Taxikonzessionen, Marktstandplätze, Studienplätze, 
etc.) unterschiedliche Verteilungskriterien beschreiben. Diese Darstellung beschränkt sich je-
doch auf eine juristische Betrachtung der rechtlichen Regelungen. 

6 Die Rede von „Gerechtigkeiten" dokumentiert den Abschied von dem Glauben und der 
Suche nach „der" objektiven, idealen Gerechtigkeit, vgl. Maclntyre (1988), S. 9. 



Β. Lokale Gerechtigkeit - Theorie und Empirie 

I. Der wissenschaftliche Kontext von lokaler Gerechtigkeit 

1. Die Geschichte von Local Justice 

Seit 1987 beschäftigten sich Wissenschaftler mit dem Local-Justice-Projekt. An 
die Öffentlichkeit  traten sie im Jahre 1990 mit einer Konferenz von Wissenschaft-
lern in Paris und einem Aufsatz über „Local Justice" von Jon Elster.1 Der Konfe-
renz in Paris folgten Konferenzen in Poitiers (1991) und Oslo (1992). Teilnehmer 
waren Wissenschaftler aus Brasilien, Deutschland, Frankreich, Norwegen und den 
Vereinigten Staaten. Diese Wissenschaftler veröffentlichten  diverse Artikel und 
Arbeitspapiere. Bislang sind außerdem mehrere Bücher zu dem Thema erschie-
nen.2 Die beteiligten Wissenschaftler bildeten eine Schule, die sich mit abgesteck-
ten Fragenkreisen befaßte. Die verschiedenen Projekte sind zwar abgeschlossen, es 
liegen aber noch etliche Themen brach. 

2. Worum geht es bei Local Justice? 

Lokale Gerechtigkeit ist ein Zweig aus der mittlerweile umfangreichen empiri-
schen Gerechtigkeitsforschung.  Es geht um die Verteilung von knappen Gütern 
und notwendigen Lasten durch „relativ autonome"3 Institutionen im Graubereich 
zwischen staatlicher und marktwirtschaftlicher  Verteilung. Typische Verteilungs-
güter und -lasten sind Arbeitsplätze, Studienplätze, Plätze in Alten- und Kinderhei-
men, Sozialwohnungen,4 Kinder zur Adoption,5 Wehr- und Kriegsdienste, Trans-
plantationsorgane, Immigration6 und Einbürgerung. Alle diese Güter7 sind unteil-

1 Elster (1990). Zu diesem Zeitpunkt existierten bereits unpublizierte Manuskripte von 
Jon Elster (erschienen Elster (1991) und von Frederik Engelstad (1989), sowie weiterer Wis-
senschaftler des „Local Justice Projekts" am Departement of Political Science der University 
of Chicago. 

2 Zuerst Elsters (1992) theoretische Grundlegung; sodann mehrere Studien: Elster/Herpin 
(1992) zur Verteilung von „medizinischen Gütern"; Engelstad (1994) zu internationalen Kün-
digungspraktiken; Elster (1995) zu verschiedenen Verteilungssphären in den USA; Schmidt 
(1996) zur Organverteilung; Schmidt/Hartmann (1997) zur Verteilung von Studienplätzen 
und Spendernieren, sowie zur Personalauswahl bei Entlassungen. 

3 Elster (1992), S. 2. 
4 Dazu die Studie von Winter/Winter von Gregory (1983). 
5 Untersucht für die USA von Duffy  /Toft (1992). 

2 Bultmann 


